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Aufsichtsmaßnahmen 

§ 28. (1) Wird festgestellt, dass eine Funkanlage nicht entsprechend den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes oder den auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen auf dem Markt bereitgestellt 
wurde, kann das Büro für Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen alle 
Aufsichtsmaßnahmen anordnen, die erforderlich sind um den gesetzmäßigen Zustand herzustellen. Diese 
umfassen insbesondere: 

 1. Verbesserungsauftrag 

 2. Rücknahme 

 3. Rückruf 

 4. Mitteilung in Medien 

(2) Ein Verbesserungsauftrag ist Wirtschaftsakteuren mit Bescheid aufzutragen, wenn die 
Beseitigung der festgestellten Mängel von jedem Wirtschaftsakteur in der Lieferkette vorgenommen und 
ihm dies zugemutet werden kann. Dabei hat das Büro für Funkanlagen und 
Telekommunikationsendeinrichtungen eine angemessene Frist zu bestimmen, innerhalb der der 
gesetzmäßige Zustand herzustellen ist. Falls die gesetzte Frist verstrichen ist, ohne dass die Beseitigung 
der festgestellten Mängel der Behörde nachgewiesen wurde, ist die Rücknahme aufzutragen. 

(3) Rücknahme und Rückruf sind Wirtschaftakteuren mit Bescheid aufzutragen. Sofern sich die 
Rücknahme oder der Rückruf an nicht individuell bestimmbare Personen richtet, kann der Bundesminister 
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für Verkehr, Innovation und Technologie die Rücknahme oder den Rückruf dieses Produktes mit 
Verordnung anordnen. Dabei sind die Art und die Type, auf die sich die Rücknahme bezieht, anzugeben. 

(4) Das Büro für Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen kann dem betroffenen 
Wirtschaftsakteur, soweit dies insbesondere im Hinblick auf den Verbreitungsgrad der Funkanlage in der 
Bevölkerung und der von der Funkanlage ausgehenden Gefahr erforderlich erscheint, auftragen, eine 
öffentliche Mitteilung mittels gleichzeitig zu bestimmender geeigneter Medien und Technologien 
einschließlich des Internet zu verbreiten oder verbreiten zu lassen. 

(5) Bei der Anwendung der Aufsichtsmaßnahmen gemäß Abs. 1 ist jeweils das gelindeste noch zum 
Ziel führende Mittel zu verwenden. Die Entscheidung, ob von einer Funkanlage eine Gefahr ausgeht, und 
die Entscheidung über das Ausmaß einer allfälligen Gefahr wird auf Grundlage einer angemessenen 
Risikobewertung vom Büro für Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen unter 
Berücksichtigung der Art der Gefahr und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintrittes festgestellt. Dabei ist auf 
internationale Erfahrung und auf den Stand der Technik Bedacht zu nehmen. 

(6) Mit Bescheid angeordnete Aufsichtsmaßnahmen sind auf Antrag des Bescheidadressaten 
aufzuheben, wenn dem Büro für Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen nachgewiesen 
wird, dass der gesetzmäßige Zustand hergestellt worden ist. 

(7) Wird festgestellt, dass eine Funkanlage eine Gefahr für die Gesundheit oder Sicherheit von 
Menschen oder für andere im öffentlichen Interesse schützenswerte Aspekte darstellt, obwohl sie den 
Anforderungen dieses Bundesgesetzes und den Anforderungen der auf seiner Grundlage erlassenen 
Verordnungen entspricht, hat das Büro für Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen den 
betreffenden Wirtschaftsakteur mit Bescheid aufzufordern, alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um 
dafür zu sorgen, dass die betreffende Funkanlage bei ihrem Inverkehrbringen diese Gefahr nicht mehr 
aufweist oder dass sie innerhalb einer der Art der Gefahr angemessenen, gleichzeitig vorzuschreibenden 
Frist, vom Markt genommen oder zurückgerufen wird. 

(8) Der Wirtschaftsakteur ist aufzufordern, seine Korrekturmaßnahmen auf sämtliche betroffenen 
Funkanlagen zu erstrecken, die er in der Europäischen Union auf dem Markt bereitgestellt hat. 
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